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Pressegespräch am 14.2.05

Herzlich willkommen und Danke für Ihr Interesse an dem Thema: 

2004, ein Jahr Mobilfunk-Wildwuchs im Kreis Mettmann.  Die Kreisverwaltung nimmt ihre Kontroll- und Aufklärungsfunktion nicht wahr.

Wie in unserer Einladung angekündigt, werden Ihnen Kritiker aus mindestens 6 Städten des Kreises darlegen, 

a. welchen Stand der Mobilfunk heute hat,

b. welche Maßstäbe wir bei der Bilanz angelegt haben,

c. worin wir gravierende Defizite des Kreises sehen,

d. wir haben Lösungsansätze bzw. Auswege aus dem Dilemma sehen.

Zuvor noch zwei Hinweise: 

1. Im Jahr des 100sten Geburtstages von Albert Einstein möchte ich dieses Gespräch mit einem Zitat  von ihm einleiten:

Alles soll so einfach wie möglich gemacht werden, aber nicht einfacher!

2. Mit dem Wissen, dass hier eine Gratwanderung zwischen „Zu einfach gemacht“ und in „Komplexität abgesoffen“ notwendig ist, werden wir so wenig wie möglich Zahlen verwenden und die Technik erklären, ebenso auf Details verzichten.

Bitte fragen Sie nach, wenn Sie mehr Beispiele oder Zahlen wünschen oder die Technik erklärt werden soll. Als Hintergrundmaterial haben wir Hand-Outs für Sie bereit gelegt, incl. einer Linkliste auf Websites, auf denen Sie weiteres Informationsmaterial zur Vertiefung finden.

A. Stand des Mobilfunks heute

1. Großer Wirtschaftsfaktor: Mehr als 60 Mio. verkaufte Handys in Deutschland zeigen einen Wirtschaftszweig mit großer Bedeutung für den Arbeitsmarkt, für die Lizenzgebühren des „Herrn Eichel“ und für die laufenden Steuereinnahmen. Wenn wir hier im Folgenden vom Mobilfunk sprechen, ist dies eine Vereinfachung und bezieht stillschweigend DECT (schnurlose Telefone), den Bahnfunk, den zukünftigen Polizeifunk, Digitales Fernsehen, WLANs usw. mit ein. 

2. Enormes Schadenspotential: Viele wissenschaftliche Studien von renommierten Universitäten weltweit zeigen immer deutlicher, dass Mobilfunk Schäden gesundheitlicher und finanzieller Art hervorrufen können und dies auch tun.

· Die Gesundheitsschäden reichen von Kopfschmerzen über Gedächtnis- und Lernstörungen bis zur Schädigung von Erbanlagen und Krebserkrankungen. Für diese Befunde stehen zahlreiche Ärzte (z.B. mehr als 1000 Ärzte des Verbands IGUMed in Deutschland) mit ihrer Unterschrift. 

· Belegt wird dies auch durch gewichtige Publikationen:

· das Bundesamt für Strahlenschutz spricht von „...Viele Menschen sprechen von Gesundheitsproblemen.... .... Allerdings reichen die Ergebnisse dieser Untersuchungern nicht aus, um zu beweisen, dass Mobilfunk unsere Gesundheit gefährdet...“
· die deutsche Strahlenschutzkommission hat Schwesterorganisationen in Europa. In England, Irland und Dänemark drängen diese Organisationen auf ein Verbot von Handys für Kinder.

3. Verdrängung des Konfliktes: Die Bundesregierung, alle Landesregierungen und die kommunalen Spitzenorganisationen scheinen sich bei einer Güterabwägung für die Förderung des Mobilfunks entschieden zu haben, wobei die Motivlage unschwer zu erkennen und  nachvollziehbar ist: fehlende Arbeitsplätze wirken heute prekär, Gesundheitsschäden erst übermorgen. 

Außerdem kann man diese Schäden nur schwer 100%ig beweisen, sondern ist auf Statistiken, reproduzierbare Schadensfälle und Langzeitstudien angewiesen. Es gibt leider keine 1:1-Zuordung zu deren Ursachen so wie bei BSE-Toten. Wir befürchten, dass die Anerkennung von ElektroSmog-Schäden ähnlich lange dauert (ca. 30 Jahre) wie die Einsicht, das Rauchen tödlich sein kann.

Hinter dieser Einschränkung „sein kann“ verstecken sich Politiker, Behörden, Betreiber und Benutzer, allerdings jeder mit anderen Motiven. Keiner will es ganz genau wissen, denn dann müßte man ja handeln. Solange es auch Studien gibt, die keine Schäden festgestellt haben, wird auf diese Unsicherheit verwiesen und alle verdrängen daraufhin die Gefahren.

Das Ganze wird um so schlimmer, weil man sich anscheinend nur zwischen Mobilfunk oder Schadensverhütung entscheiden kann. Dieser scheinbare Entscheidungsnotstand wird dadurch vernebelt, indem Politik und Betreiber den mündigen Bürger vorschiebt, der sich ja durch seine 60-millionenfache Kaufwut sich für das Handy mit evtl. Schäden entschieden hat. Also: Mobilfunk ist wie das Auto ein Grundbedürfnis unserer Gesellschaft geworden und es darf einen Blutzoll kosten. 

4. Pseudoaufklärung der Bevölkerung: Mit dem Verweis darauf, dass der Verbraucher den Mobilfunk unbedingt will, wird ihm der schwarze Peter zugeschoben in sehr unlauterer Form:

Denn die Verantwortlichen verschweigen dabei drei Fakten: 

1. Die umfassende und neutrale Aufklärung des Bürgers findet nicht statt, siehe 

· Meldung der Grünen Anfang 2004 und 

· Feststellungen der BiuM zur Mobilfunkvereinbarung der NRW-Landesregierung. 

2. Bisher wurde nicht einmal eine Technikfolgenabschätzung für notwendig erachtet.  Bei andere Zivilisationsschäden (Straßenverkehr, Arzneimittel,... )wird anders vorgegangen. An der Minimierung der Verkehrstoten z.B. arbeitet man unentwegt seit Generationen durch Gesetze, Regeln, Tauglichkeitsprüfungen usw. während es beim Mobilfunk nur die 26. BImschV gibt, die 15 Jahre nicht angefasst wurde. 

Wobei der größte Eklat dieser Verordnung darin liegt, dass dort nur ein Grenzwert definiert ist, der thermische Schäden verhindert.  Für alle ernsthaften Kritiker und inzwischen auch beim BfS geht es jedoch um die nicht-thermischen Schäden, die bei erheblich niedrigeren Sendeleistungen auftreten (können). Die Mobilfunkbetreiber betonen inzwischen als Vorabantwort auf unsere Vorwürfe, dass die wirklichen Sendeleistungen dies ja berücksichtigen und verweisen auf Messwerte, die im Zusammenarbeit mit dem TÜV regelmäßig zwischen 0,01% und 0,5% vom gesetzlichen Grenzwert gemessen werden.

Dies beinhaltet Volksverdummung in zweifacher Hinsicht:

· es wird die verkehrte Referenz benutzt: nicht das Erhitzen a la Mikrowelle, wie in der 26. BImSchV, sondern ein von internationalen Wissenschaftlern, Ärzten, Baubiologen geforderter gesundheitlicher Vorsorgewert (1 µW/m²) gegen die Nicht-thermische Wirkungen muß der Maßstab sein.  Daran gemessen liegen die Messpunkte im Durchschnitt  mehr als den Faktor 1000 darüber und in Ballungsgebieten teilweise sogar um das 100-tausendfache.

· die wenigen Messpunkte sind kein repräsentatives Abbild der wirklichen Belastung, vor allem in Ballungszonen wie Bus & Bahn, öffentliche Plätze, Veranstaltungsräume)

3. Beim Rauchen wie auch im Straßenverkehr kann jeder persönlich sein Risiko noch minimieren, indem er sich davon fernhält. Dies reicht beim Mobilfunk nicht mehr, jeder ist betroffen!

Die BIuM steht heute hier um 

· diesen Informationsmißstand anzuprangern und 

· umfassende, verständliche und neutrale Informationen einzufordern, 

damit der Bürger wirklich weiß, was er sich, seinen Kindern und seinen Mitmenschen antut, wenn er sich für sein zweites Lieblingsspielzeug in der heutigen Version ohne Rücksichtnahme entscheidet.

Zusätzlich wollen wir aufzeigen, dass und wie Mobilfunk und Gesundheitsvorsorge vereinbar sind, wenn man sich bestimmte Grenzen und Regeln setzt. 

B. Welche Maßstäbe hat die BIuM bei ihrer Bilanz angelegt?
Grundlage für unsere Bewertung ist die Mobilfunkvereinbarung der NRW-Landesregierung aus Juli 2003. 

C.  gravierende Defizite des Kreises

Diese Vereinbarung als Messlatte genommen zeigt folgende gravierende Defizite des Kreises:

· Information und Aufklärung fand weitgehend nicht statt (Verantw. Umweltdezernent Hr. Serwe). 
· Sensible Bereiche wurden zu häufig verletzt (Verantw. Wirtschaftsdezernent Hr. Serwe) 
· Einhaltung der Genehmigungswege (Verantw. Wirtschaftsdezernent Hr. Serwe) wurde in vielen Fällen nicht überwacht.
· Gesundheitsvorsorge: (Verantw. Umweltdezernent Serwe und Gesundheitsamtsleiter Dr. Lange), Ergebnis: keine inhaltliche Bearbeitung, sondern Abwiegeln (Umweltdezernat); inhaltliche Zustimmung, aber noch kein Handeln (Gesundheitsamt).
Konkrete Fälle werden heute von Vertretern der Mobilfunkkritiker der einzelnen Städte vorgestellt.

D. Die BiuM sieht Lösungsansätze bzw. Auswege aus dem Dilemma

Diese basieren auf der Annahme, dass unsere Gesellschaft eine heute noch bestimmbare Höhe von Gesundheitsgefahren (analog zum Straßenverkehr) akzeptieren wird. Auch wenn sich endlich Bewußtsein für die Schäden aufgebaut haben wird, sind drei parallele Ansätze aber mit unterschiedlichen Zielhorizonten zu verfolgen:

1. Wirkliche Aufklärung mit den heute notwendigen Wiederholungen und Varianten durch alle Medien. Eine Einmalaktion ist zwar gut gemeint, geht aber in dem Wust der konkurrierenden Tagesmeldungen unter. Beispiel: wer den jüngsten Medienrummel um Dioxin verseuchte Eier oder die Vogelseuche mitbekommen hat, kann sich vorstellen, welche Anstrengungen man unternehmen muß, wenn man das Thema Vorsicht bei der Benutzung von Mobilfunk nachhaltig im Bewußtsein der Bevölkerung verankern will.

Dazu gehört auch die Veröffentlichung der bereits existierenden Studien, welche die unterschiedlichen Schäden belegen. Die sich noch in Durchführung befindlichen Studien sind zu forcieren und unverzüglich zum Abschluß zu bringen.

2. Begleitende Darstellung von Regeln und Vereinbarungen im Umgang mit Mobilfunk durch Bundes- und Landesbehörden und Betreiber. 

· So wenig und so kurz wie möglich mobil telefonieren,

· keine Kinder und Jugendliche ans Handy lassen,

· Handys ausschalten, wenn man es nicht unbedingt braucht,

· Eingeschaltete Handys nicht am Körper tragen,

· Nicht an Orten mit schwachem Empfang telefonieren (Tiefgaragen, Betonsilos, Stahlgebebäuden,..). Wenn möglich immer nach guter Empfangssituation schauen.

· An Orten mit Menschenansammlungen (Bus, Bahn, Bahnhöfen, Kinos,  U-Bahnschächten, Theater, Stadien usw.) Handy ausschalten.

· Erst das Handy ans Ohr, wenn die Verbindung aufgebaut ist oder ein gutes Headset benutzen.

· Die „Schnurlosen“ auf Basis DECT nicht, andere (analoge) so selten wie möglich benutzen. Die Basisstation, weit weg vom Schlafbereich, möglichst ausschalten. 

Wo möglich und sinnvoll, sollten diese Regeln auch vom Gesetzgeber in Gesetze gegossen werden.

Hinzu kommt unsere Forderung an den Gesetzgeber im Bund, in Kreis und Kommunen, dass 

· der Aufbau der Mobilfunknetze nach dem Prinzip der minimalen Belastung / minimalen Sendeenergien erfolgen sollte. Richtschnur dabei sind die Salzburger Vorsorgewerte, die auch für Deutschland von Ärzten, Wissenschaftlern, Baubiologen und Kritikern gefordert werden. Dies ist möglich, wie uns von Seiten Prof. Mathar, eines führenden Softwareentwicklers der THW Aachen versichert und vorgeführt wurde. Dies würde sogar weitere Arbeitsplätze in diesem Wirtschaftszweig bedeuten.

· Kein weiterer Wildwuchs bei allen bestehenden und in der Einführung befindlichen Datenfunknetze wie WLAN.

3. Umbau und Weiterentwicklung

Langfristiger Umbau der Netze, so dass die Sendeleistungsminimierung noch besser greift. Dafür sind Konzepte vorhanden und könnten die heutige Technik incl. UMTS ablösen. Bevor aber hier Geld in die Hand genommen wird, sollte das Prinzip der Technikfolgenabschätzung endlich praktiziert werden, dessen Leitlinien aus der Gesundheitsvorsorge  stammen. Auch hier sollte das ethische Prinzip angewandt werden: „ Man soll nicht alles wollen, was man kann“

******

Anlagen:

Linkliste zur Vertiefung 

· http://www.izgmf.de 

· http://www.buergerwelle.de (in Deutsch und Englisch)

· http://www.mobilfunkkritiker.de (in Deutsch)

· http://www.gigaherz.ch

· http://www.aerzte-warnen-vor-mobilfunk.de/index.html

· http://www.elektrosmognews.de/

· http://www.maes.de

· http://www.bfs.de

Kurzmeldungen:

· werden nachgereicht, wenn angefordert
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